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2. Aktivierender Sozialstaat – aktivierende 
Sozialhilfe 
Aktivierender Sozialstaat 
 Hintergrund „Siegeszug des Neoliberalismus“:  
- Liberale Wirtschaftspolitik mit Privatisierung und Deregulierung 
- Senkung des Staatsausgaben, Schuldenabbau 
- Verminderung des Staatsaufgaben 
- Freihandel 
 
Sichtweise auf den Wohlfahrtsstaat und Erwerbsarbeit 
- Standortwettbewerb in der Globalisierung unausweichlich 
- Deregulierung von Arbeit und Arbeitsrecht unausweichlich 
- Wohlfahrtsstaat ist nicht mehr finanzierbar 
- Bisherige Sozialleistungen führen zu Abhängigkeit statt Selbstverantwortung 
 
 à „Neoliberalismus mit menschlichem Antlitz“: Neue Sozialdemokratie macht 
dies mehrheitsfähig  
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Annahmen des aktivierenden Sozialstaats 

… aus den USA 
„Kultur der Armut“ 
Arbeit lohnt sich nicht, darum entscheiden sich viele Arme gegen eine 
Erwerbsarbeit 
Sanktionen und Leistungskürzungen sind daher angebracht 
Fokus auf erwerbslose Person und ihre Defizite ist wichtiger politischer 
Ansatzpunkt 
Workfare ist die richtige Abhilfe 
 
… in den europäischen Staaten 
Transferleistungen werden mit Verhaltenserwartungen verknüpft 
Sanktionen und Anreize („Fordern und fördern“) 
Eigenverantwortung fördern 
Ausgewogenes Verhältnis von Rechten und Pflichten: Selbstverantwortung wird 
mit sozialen Dienstleistungen und Infrastruktur unterstützt, z. B. Kindebetreuung 
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Aktivierender Sozialstaat in der Schweiz:  
Arbeitslosenversicherung 

1996 Aktive Arbeitsmarktpolitik mit Weiterbildungs- und 
Arbeitsintegationsmaßnahmen sowie Bewerbungspflicht 
Ziel: Wiederaufstieg ins Erdgeschoss 
 
Programme zur vorübergehenden Beschäftigung, Berufspraktika: 
– Kein Lohn, sondern Taggelder 
– Abbruch zieht Sanktionen nach sich 
– Doppelte Unterordnung: Arbeitslosenversicherung und Betrieb 



Aktivierender Sozialstaat in der Schweiz 
Sozialhilfe 

Bis 2005 Seit 2005 
Wohnung Wohnung 
Medizinische Grundversorgung Medizinische Grundversorgung 
Grundbedarf I Grundbedarf 
Grundbedarf II Minimale Integrationszulage 
Situationsbezogene Leistungen Integrationszulage 

Situationsbezogene Leistungen 
Einkommensfreibetrag 



Aktivierender Sozialstaat in der Schweiz 
Sozialhilfe SKOS Richtlinien 2017 
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Black Box Arbeitsintegrationsprogramme 

1.  Konkrete Ziele und Inhalte 
2.  Verbreitung (Zahl der Programme, Art der Programme, wer nimmt teil?) 
3.  Steuerung 
4.  Wirkung 
5.  Rechtliche Beziehungen im Dreieck Sozialdienst – Klient*in – Programm  
6.  Ist das „zumutbare Arbeit“? 
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1. Ziele und Inhalte 
Definitionen sozialer und beruflicher Integration in 
kantonalen Rechtsgrundlagen 
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1. Ziele und Inhalte 
Ziele der Arbeitsintegrationsprogramme aus Sicht der 
kantonalen Sozialämter (N = 21) 
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1. Ziel und Inhalte  
Programm-Arten 

1.  Abklärung (strukturierte Situationsanalyse zur Arbeitsmarktfähigkeit und zu 
Wiedereingliederungschancen, Empfehlungen für die Integrationsplanung) 

2.  Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt ,  
3.  Qualifizierung (zur Verbesserung der Arbeitsmarktfähigkeit)  
4.  sowie Teilhabe-Programme (bei denen vorhandene Arbeits(markt)-

fähigkeiten erhalten bleiben und weiterentwickelt werden sowie die 
persönliche Situation stabilisiert wird). 

17 Kantone bieten Plätze in allen vier Programmarten an, 5 Kantone nur drei 
Arten (weniger Abklärung und Teilhabe), Rest ohne Angaben 

 
 
 
Quelle: Kantonsumfrage 2017 
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2. Verbreitung von Arbeitsintegrationsprogrammen 
•  Zwischen 4%  und 100% der SH-Klient*innen sind pro Jahr in einem 

Arbeitsintegrationsprogramm 
•  Median bei 20% 
•  Nur 5 Kantone mit mehr als 30% (GE, AG, BS, ZG) 

Quelle: Kantonsumfrage 2017 
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2. Verbreitung 
Zahl der Sozialhilfebezüger*innen auf einen Platz in 
AIP nach Sozialhilfequote 2015 
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3. Operative Steuerung 

Operativ: wie werden Klient*innen den Programmen zugewiesen? 
Sozialdienste haben eine Wegleitung   10 von 24  Kantonen 
Sozialdienste haben Datenbank    12 von 24 Kantonen 
Sozialdienste pflegen persönlichen Austausch  18 von 24 Kantonen 
 
Positiv 
„Kooperation ist gut“ sagen explizit 8 Kantone  
„Vielfalt des Angebots ist gut“ sagen explizit 10 Kantone 
„Qualität ist gut“ sagen explizit 9 Kantone 
 
Als problematische Praxen erwähnt werden 
Mangelnde Transparenz der Angebote und deren Qualität 
Zuweisungspraxis und fehlende Passgenauigkeit 
Zu wenig Programme für Junge, für 50plus, für besonders vulnerable Gruppen 
Zusammenarbeit mit Arbeitgeber* / 1. Arbeitsmarkt verbesserungsfähig 
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3. Strategische Steuerung:  
Einschränkungen durch Föderalismus 

Zum Teil wenig Steuerungsmöglichkeiten bei der Angebotsentwicklung, 
Beispiel Bern: dort „strategische Partner“ zuständig 
Teilweise „fragwürdige gemeindeeigene  Programme“ 
Koordination im Mehrebenensystem zu anspruchsvoll 
 
Stadt Luzern: Tripartite Kommission für Arbeitsintegrationsmassnahmen 
Solothurn: Akkreditierung von sozialhilferechtlichen 
Arbeitsintegrationsprogrammen seit 2016 
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4. Wirken Arbeitsintegrationsprogramme? 
a. Forschungsstand 

•  Keine zentrale Erfassung von Daten, darum empirische Wirkungsforschung fast 
unmöglich  

•  Aeppli/Ragni 2009: Keine empirische messbare Wirkung der Maßnahmen in 
ALV: „Keine Maßnahme zu verfügen ist oft am wirksamsten“ 

•  Pfister 2009: Heterogener Zugang zu Beschäftigungsprogrammen, keine 
Rechtsgleichheit/Willkürfreiheit 

•  Schallberger/Wyer 2010: Integrationsprogramme folgen unterschiedlichen 
Paradigmen: Rettung, Förderung, Disziplinierung 

•  Nadai 2009: Interinstitutionelle Verfahren zu Abklärung und Re-Integration sind 
standardisiert, die Betroffenen bleiben stumm 

•  Nadai et al 2013: mehr arbeitsmarktnahe Personen in den Programmen – 
mehr Männer, wenig ausländische Frauen, Aussichten für Alleinerziehende 
bescheiden („Bodensatzrosinen“) 
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4. Wirken Arbeitsintegrationsprogramme? 
b. Forschungsbedarf 

„Mehr Wirkungsforschung und Wirkungsmessung nötig!“ sagen explizit 7 Kantone 
 
Königsweg: Vergleich von Programm-Teilnehmenden mit Nicht-Teilnehmenden, 
die sich aber in wichtigen Eigenschaften ähnlich sind (Alter, Ausbildung, Dauer 
der Erwerbslosigkeit…) 
 
Beispiel Deutschland: 
1€-Jobs haben nur sehr kleine positive Effekte auf Beschäftigung, aber negative 
Effekte auf Leistungsbezug (Dengler 2015) 
Qualifizierungsmaßnahmen haben deutlich positive Wirkungen auf Beschäftigung 
und Lohn (Bernhard 2016) 
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Relevanz des Begriffs „zumutbare Arbeit“ 

1) Wer sich durch eine zumutbare Arbeit aus eigener Kraft die erforderlichen 
Mittel verschaffen kann, hat keinen Anspruch auf Not- oder Sozialhilfe.  
 
2) Wer Sozialhilfe beansprucht hat Schadensminderungs- und 
Mitwirkungspflichten.  

 - Weisungen und Auflagen/gesetzlich festgeschrieben Pflicht:  
  - Bemühung um (zumutbare) Arbeit 
  - Annahme einer angebotenen (zumutbare) Arbeit 
  - Teilnahme an (zumutbaren) Arbeitsprogrammen  

 
à Bei Verletzung: Sanktion (Kürzung des Grundbedarfs); resp. Einstellung der 

Hilfe wegen Verletzung des Subsidiaritätsprinzips.  
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Grenzen der Arbeitsverpflichtungen von 
Sozialhilfeempfänger_innen?  

Welche Grenzen werden gesetzt? Was ist zumutbar?  
 
Woraus könnten sich Grenzen ergeben?  
 
1 ) Kantonale Gesetzgebung 
2) Bundesgerichtliche Rechtsprechung  
3) Grundrechte und Internationale Menschenrechte  
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Verankerung des Begriffs „zumutbare Arbeit“ in den 
kantonalen Gesetzen  
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Begriff erwähnt 

Nicht definiert AI, LU, NW, SZ, 
SO, TG, ZH 

Definiert   AR, BE, VS 

ähnlicher Begriff 
definiert BL, FR 

Begriff nicht 
erwähnt 

AG, GL, OW, 
SH, SG, UR, 

VD, ZG 

Ähnlicher 
Begriff definiert 

BS, GE, GR, 
JU, NE, SG, TI 

Quelle: eigene Untersuchung der kantonalen Sozialhilfegesetze und -verordnungen.  



Definitions-Elemente   
Kriterium Erwähnt Ausdrücklich ausgeschlossen 

Alter BE, FR, NE, VS (SKOS) BE (in Beschäftigungsprogrammen) 

Gesundheit BE, FR, NE, VS (SKOS)   

Persönliche (inkl. 
Familiäre) Situation 

BE, NE, VS (SKOS)   

Vorheriger Beruf   BE, VS (SKOS) 

Fähigkeiten / 
Möglichkeiten 

BE, FR, GR, JU, SG BE (in Beschäftigungsprogrammen) 

Wichtige Gründe BS, TI, GE   

(Aus-)Bildung FR   

Einkommenserwerb VS (SKOS)   

Wünsche der 
Sozialhilfeempfänger_in 

NE   

Reintegrationschancen / 
Arbeitsmarktfähigkeit 

verbessern 

BL (in gewissen Programmen), JU 

(in Beschäftigungsprogrammen) 
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Umsetzung im kantonalen Recht (Beispiel)  

Kanton Bern:  
Art. 28 Abs. 2 SHG BE (BSG 860.1)  
Sie (die Sozialhilfeempfänger_innen) sind verpflichtet  

a (...) b (...)  , 

c  eine zumutbare Arbeit anzunehmen oder an einer geeigneten Integrationsmassnahme 
teilzunehmen. Zumutbar ist eine Arbeit, die dem Alter, dem Gesundheitszustand, den 
persönlichen Verhältnissen und den Fähigkeiten der bedürftigen Person angemessen 
ist.  

 

Art. 8g SHV BE (BSG 860.111)  
1 Erwerbslose Personen, (...), sind verpflichtet, im Rahmen der Bestimmungen des SHG 
auch ausserhalb des erlernten Berufs Erwerbsarbeit zu suchen und anzunehmen.  

2 Die Teilnahme an von Gemeinden oder vom Kanton mitfinanzierten Qualifizierungs-, 
Beschäftigungs- und Integrationsmassnahmen gilt grundsätzlich als zumutbar, sofern 
eine Person nicht aus gesundheitlichen Gründen oder wegen Betreuungsaufgaben daran 
verhindert ist.  
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Rechtsprechung 

BGE 139 I 218 (2013):  
-  R. wird seit ca. 1.5 Jahren vom Sozialdienst finanziell unterstützt  
-  ursprünglich Informatiker 
-  Hat keine Erwerbsarbeit, engagiert sich aber ehrenamtlich z.B. bei J+S  
-  wird angewiesen, sich bei der Stiftung Contact Netz zur Arbeitsaufnahme in 

der „Citypflege“ (Reinigung von Anlagen und Parks) zu melden 
(Testarbeitsplatz für 2 Monate).  

-  Entschädigung: 2‘600/Monat bei Vollzeit-Tätigkeit 
-  Auch nach Ermahnung nahm R. die Arbeit nicht auf.  
-  Androhungsgemäss werden R. jegliche Unterstützungszahlungen gestrichen. 
Argumente Bf:  
-  Tue alles um aus eigenem Antrieb aus der Erwerbslosigkeit herauszukommen 

(Bewerbungen)  
-  Einschränkung des Rechts auf persönlichen Freiheit    
-  Willkürliche Auslegung des Begriffs „zumutbare Arbeit“  
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Rechtsprechung 

Erwägungen:  
-  Testarbeitsplatz ist zumutbare Arbeit, wird diese nicht angenommen können 

Unterstützungleistungen gestrichen werden.  
-  Teilnahme an einem Beschäftigungsprogramm ist in der Regel eine 

verhältnismässige Weisung. Keine Einschränkung der persönlichen Freiheit 
-  Beschäftigungsprogramme verbessern grundsätzlich die Situation der 

Hilfeempfänger_in 
-  Abstützen auf kantonale Definition von zumutbarer Arbeit, als jede Arbeit, die 

nicht aus gesundheitlichen Gründen nicht ausgeführt werden kann, ist 
akzeptiert.  

-  Eine Stelle muss verfügbar sein und jederzeit angetreten werden können – 
damit die Leistungen eingestellt werden können (faktische und rechtliche 
Möglichkeit zu Arbeiten).  

-  Fazit: Der Beschwerdeführer erhält für die vorgesehene Einsatzdauer keine 
Sozial- oder Nothilfe (= CHF 0), da er ja am Programm teilnehmen könnte. 
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Zumutbare Arbeit gem. Bundesgericht  
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Unzumutbar:  
-  Entwürdigende Arbeit 
-  Gesundheitliche 

Gründe sprechen 
dagegen 

-  Überfordernde Arbeit 
(v.a. intelektuell)  

-  Familienpflichten 
können eine Arbeit 
unzumutbar machen 

 

zumutbar: 
-  Programme per se 
-  Unbezahlte Arbeit 

(aber immer noch 
Nothilfe berechtigt) 

-  Arbeit mit (extrem) 
tiefer Entschädigung 

-  Arbeit, die nicht den 
Fähigkeiten entspricht  

-  Unbekannte Aufgaben  
-  Arbeit ausserhalb des 

erlernten Berufs 
-  Arbeit unter 

Strafandrohung 

Nicht geprüft 
-  Arbeitsbedingungen 
-  Arbeitsstunden 
-  Sicherheit am 

Arbeitsplatz  
-  Bietet das Programm 

eine Chance in den 
1. Arbeitsmarkt 
reintegriert zu 
werden?  



Was denkt das Bundesgericht über die 
Sozialhilfebezüger_innen?  

„Dass der Beschwerdeführer sich regelmässig um Arbeit bemüht hat, ist 
aktenkundig und wird [nicht] in Frage gestellt. Nicht nachvollziehbar ist jedoch, 
weshalb es ihm dabei trotz guter Qualifikationen nicht gelingt, ein für den 
Lebensunterhalt ausreichendes Erwerbseinkommen zu erzielen.» (BGE 139 I 
218, E. 4.2)  
 
„Es besteht vielmehr eine gewisse Wahrscheinlichkeit dafür, dass der 
Beschwerdeführer sich nach Mitwirkung an einem solchen Projekt mit eher 
grösseren Erfolgsaussichten auf dem Arbeitsmarkt bewerben könnte; warum er 
sich dagegen wehrt, ist unverständlich. (…). Der Entscheid über die an 
Mutwilligkeit grenzende Beschwerde (…).» (Urteil 2P.7/2003, E. 2.3 u. 2.4).  
 
«Auch wenn seine Bemühungen in den vorangegangenen Jahren, abgesehen 
von punktuellen Engagements, aus den Akten nicht zu entnehmenden Gründen 
erfolglos gewesen seien, verfüge dieser zweifellos über die für eine 
Integration in den ersten Arbeitsmarkt erforderlichen intellektuellen 
Fähigkeiten.» (BGer 8C_536/2015, E. 2.2) 
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Grenzen der Zumutbarkeit im internationalen Recht 

Bisher drei Aspekte untersucht:  
 
-  Verbot der Zwangsarbeit (ILO-Konvention No. 29; Art. 4 EMRK; Art. 8 UN-Pakt 
II) 

-  Recht auf freie Berufswahl (div. ILO-Konventionen; Art. 6 UN-Pakt I; Art. 27 BV) 

-  Recht auf gerechte und günstige Arbeitsbedingungen (Art. 7 UN-Pakt I; Art. 41 
BV)  
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Verbot der Zwangsarbeit – Definition  

Zwangs- oder Pflichtarbeit =  jede Art von Arbeit oder Dienstleistung, die von 
einer Person unter Androhung irgendeiner Strafe verlangt wird und für die sie sich 
nicht freiwillig zur Verfügung gestellt hat. 
 
Ausnahme: kleinere Gemeindearbeiten, die unmittelbar dem Wohle der 
Gemeinschaft dienen, durch ihre Mitglieder ausgeführt werden und daher zu den 
üblichen Bürgerpflichten der Mitglieder der Gemeinschaft gerechnet werden 
können.  
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Verbot der Zwangsarbeit – Schranken für 
Arbeitsverpflichtungen in der Sozialhilfe 

-  Kein strafender Charakter der Arbeit 
-  Gesetz muss die Massnahme vorsehen und es muss ein berechtigtes 

Interesse verfolgt werden 
-  Keine entwürdigende oder unmenschliche Arbeit 
-  Gewissenskonflikte müssen beachtet genommen werden  
-  Arbeit muss generell sozial akzeptiert sein 
-  Problematisch sind Programme mit sehr tiefen Löhnen, ohne soziale Sicherheit 

und ohne arbeitsrechtlichen Schutz. 
-  Die Weisung mit einer Strafandrohung zu verbinden dürfte nicht vereinbar sein 

mit dem Verbot von Zwangsarbeit  
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Recht auf freie Berufswahl - Definition 

Schützt die Freiheit im Arbeitsverhältnis 
 
Beinhaltet Recht einen Beruf zu wählen und das Recht ein Arbeitsangebot 
anzunehmen oder abzulehnen 
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Recht auf freie Berufswahl – Schranken für 
Arbeitsverpflichtungen in der Sozialhilfe 

-  Ein Programm soll den Teilnehmer_innen die Perspektive eröffnen, sich in den 
ersten Arbeitsmarkt reintegrieren zu können um dort eine frei gewählte und 
produktive Beschäftigung ausüben zu können. 

-  Nur vorübergehende Einschränkungen des Rechts scheinen akzeptabel 

-  Leistung / Gegenleistung ist keine ausreichende Begründung für 
Beschäftigungsprogramme  

-  Auch die Arbeitsbedingungen (sehr tiefe Löhne, keine soziale Absicherung) 
sind zu beachten 
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Recht auf günstige und gerechte Arbeitsbedingungen – 
Inhalt  

Beinhaltet die Verpflichtung des Staates u.a. für folgendes zu sorgen:  
 
-  angemessenen Lohn und gleiches Entgelt für gleichwertige Arbeit  

-  Lohn der einen angemessenen Lebensunterhalt für sie und ihre Familien 
sichert  

-  sichere und gesunde Arbeitsbedingungen 
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Recht auf günstige und gerechte Arbeitsbedingungen – 
Schranke für Arbeitsverpflichtungen in der 
Sozialhilfe? 
-  Definition von zumutbarer Arbeit i.S. von Art. 12 BV müsste diese Kriterien 

berücksichtigen.  

-  D.h. eine Arbeit für Sozialhilfeempfänger_innen, die ihnen «erlaubt für sich 
selber zu sorgen» müsste einen Lohn garantieren, der einen angemessenen 
Lebensunterhalt sichert und grundsätzliche Arbeitnehmer_innenrechte schützt 

-  Nicht kohärent Sozialhilfeempfänger_innen in prekäre Arbeitsverhältnisse zu 
drängen.  

(n.b.: vorläufige Einschätzung)  
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(Zwischen-)Fazit aus rechtlicher Sicht 

-  kantonale Gesetzgebung gibt generell wenig Schranken vor, wie weit die 
Arbeitsverpflichtungen gehen.  

-  Das Bundesgericht prüft kaum (ernsthaft) ob ein Programm der Reintegration 
dient.  

-  Das Bundesgericht prüft auch kaum (ernsthaft) ob Grundrechte verletzt werden, 
wie etwa die persönliche Freiheit oder auch das Zwangsarbeitsverbot.  
-  Weder Gesetze noch Rechtsprechung beachten alle Elemente, die das 

internationale Recht fordert (Reintegrationschancen, Dauer, 
Arbeitsbedingungen). Besonders auffällig: Strafandrohung  

-  Aber: komplexe Regeln betr. Durchsetzung des internationalen Rechts.  
-  Wer ist „verantwortlich“?  
-  Vertiefte Analyse der Verwaltungspraxis notwendig.  
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Ausblick 

-  Föderalismus ist eine Herausforderung  
 
-  Reintegrationschancen sind aus rechtlicher Sicht relevant und sollten dem 
politischen Entscheidungsprozess zu Grunde liegen, aber Evaluationen fehlen 
 
-  Nächste Schritte: 3 Kantone detaillierter analysieren, Praxis in den 

Sozialämtern, Rechtsprechung und Rechtsmobilisierung 
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Diskussion   

Fragen an uns?  
 
Probleme auf individueller und struktureller Ebene aus Sicht der Anwesenden?  
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